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IV.  Ökologisches Wachstum und Innovation 

Sofortprogramm Klimaschutz (Auszug)

Wir werden  in NRW den Ausbau von sauberer Elektromobilität  in Verbindung mit Erneuerbaren  Energien  im  Dialog  mit  den  Kommunen  voranbringen.  Von  den modernen  PKW-Konzepten  sind  im  Bereich  der  Elektromobilität  in  den  nächsten Jahren die größten Fortschritte zu erwarten. Deshalb werden wir an Rhein und Ruhr im  Dialog  mit  Autoindustrie,  Energiewirtschaft  und  Forschung  Stromtankstellen einrichten. 

Wir werden ein kommunales Konzept  für die Förderung von sog. Null-Emissions-Städten  (Zero-Emission-Cities)  entwickeln,  um  Städte  mit  einer  passiven Energiebilanz zu schaffen.  

Umwelt, Arbeit und soziale Gerechtigkeit gehören für uns zusammen (Auszug)
Lärm und Feinstaub reduzieren 

Feinstaub  verursacht  schwere  Gesundheitsschäden  und  ein  Ansteigen  der Sterblichkeitsrate  infolge von Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Lungenkrebs. Durch Feinstaub wird die durchschnittliche Lebenszeit verkürzt. Die geltenden Grenzwerte der  Feinstaubbelastung  werden  in  verkehrsreichen  Straßen  immer  wieder überschritten.  Kommunen  und  Länder,  in  denen  diese  Werte  nicht  eingehalten werden  konnten,  haben  inzwischen  Luftreinhalte-  und  Aktionspläne  erarbeitet.  Die SPD  setzt  sich  für  ein  Konzept  "Lärm-  und  Feinstaub  reduzieren  -  Gesundheit schützen" ein. Die SPD will 

· ein  Lärmsanierungsprogramm,  das  Lärm  von  Flugzeugen,  Fahrzeugen  und  von der Schiene konsequent eindämmt,  

· eine  nach  Schadstoffausstoß  und  Uhrzeit  gestaffelte  LKW-Maut.  Wir  wollen endlich eine KFZ-Steuer, die ausschließlich an den Schadstoffausstoß gekoppelt ist, 

· eine weitere Senkung der Emissionen aus Feuerungs- und Industrieanlagen, 

· klare  Regeln  für  Umweltzonen  in  NRW,  denn  dieser  Umweltschutz  ist Gesundheitsschutz für die Menschen in den betroffenen Regionen,

· eine bessere Unterstützung der Kommunen bei der Bekämpfung von Feinstaub, 

· die Weiterentwicklung und Stärkung des ÖPNV unterstützen.  

Verbraucherinnen und Verbraucher schützen und Rechte sichern (Auszug)
.. Darüber hinaus  soll es unabhängige  und  für  Verbraucher  kostenlose  Schlichtungsstellen  zum  Beispiel  für die  Bereiche  Fahrgastrechte,  Versicherungen  oder  E-Commerce-Unternehmen geben, die im Streitfall schnell und unbürokratisch helfen. 

Verkehrspolitik  

Mobilität  ist  essenziell  für  jeden  Menschen.  Die  Verkehrspolitik  ist  eine Querschnittsaufgabe.  Die  Bereiche  Arbeit,  Wirtschaft,  Umwelt  und  Soziales  sind gleichermaßen von verkehrspolitischen Fragestellungen betroffen. 

Verkehrswege  sichern  das  Zusammenleben  der  Menschen  und  sind  die Lebensadern  unserer  Wirtschaft.  Kein  Bundesland  ist  so  vom  Funktionieren  der verkehrlichen  Infrastruktur  abhängig, wie Nordrhein-Westfalen.  Insbesondere  dann, wenn  der  Verkehr  gestört  ist,  merken  wir,  wie  notwendig  eine  gut  ausgebaute funktionierende Verkehrsinfrastruktur ist.  

Staus verursachen  in der Bundesrepublik Deutschland  jährlich direkte und  indirekte Kosten von 25 bis 100 Milliarden Euro. Staus sind volkswirtschaftlich schädlich, sie nerven und gefährden Verkehrsteilnehmer und die Umwelt.

Ein Umsteuern  ist nötig. Man muss das Umsteuern wollen. Das heißt: Konsequente Verkehrsverlagerung  von  der  Straße  auf  die  Schiene  und  die Wasserstraße.  Dies betrifft gleichermaßen den Personenverkehr wie den Frachtverkehr.   Deshalb  sind  die  Kommunen  aufgefordert,  flächendeckende  Infrastruktur  nicht leichtfertig aufzugeben. 

Dabei  wissen  wir  angesichts  von  prognostizierten  Verkehrssteigerungen  für  den Zeitraum  2005  bis  2025  von  75  Prozent,  die  vorrangig  im  Güterverkehr  erfolgen werden,  um  die  Begrenztheit  der  Kapazitäten  auf  allen  Verkehrsträgern.  Umso nötiger  ist  die  effiziente  Nutzung  der  Möglichkeiten  aller  Verkehrsträger.  Die Wasserstraße  bietet  die meisten  Kapazitäten,  ihr  folgt  die  Schiene.  Besonders  im westlichen Teil unseres Landes und  im Ruhrgebiet haben wir die Belastungsgrenze der Straße längst überschritten.  

Wir  werden  Straßen  nur  dort  ausbauen,  wo  sie  sinnvoll  sind.  Ortsumgehungen, Lückenschlüsse und der Ausbau  von Autobahnen  können  zur Verkehrsvermeidung und Entlastung von Anwohnern beitragen.  

Den Radverkehr wollen wir fördern. Er soll eine echte Alternative zum Auto nicht nur in  der Freizeit,  sondern  auch  im Berufsverkehr werden. Die Radverkehrspolitik  der Stadt Münster kann als Vorbild auch für andere Städte in unserem Land dienen. Wir wollen ein Radverkehrsnetz NRW das gleichermaßen beruflichen,  touristischen und sportlichen Anforderungen gerecht wird.  

Wir  werden  die  Forschung  und  Einführung  von  alternativen  Antrieben  und alternativen  Treibstoffen  unterstützen.  Eine  starke  Rolle  wird  dabei  die Elektromobilität spielen. Die benötigte Energie dafür soll aus erneuerbaren Quellen stammen.  Gerade  im  neuentstehenden  Bereich  der  Elektromobilität  muss  von Anfang an der gleichberechtigte Zugang aller gewährleistet sein. Dies gilt sowohl für Kunden als auch  für die entsprechenden Dienstleister. Deswegen werden wir einer Monopolbildung  und  einer  Zementierung  bestehender  Machtverhältnisse  auf  dem Strommarkt durch Regulierungsmaßnahmen vorbeugen. 

Jeder,  der  Busse  und  Bahnen  nutzt,  hilft  damit  der Umwelt.  Verglichen mit  einem PKW-Fahrer  verursacht  der  Nutzer  von  Bussen  und  Bahnen  weniger volkswirtschaftliche Kosten.  

 Wir brauchen einen attraktiven öffentlichen Personennahverkehr. Busse und Bahnen müssen pünktlich,  sauber  und  sicher  sein. Unsere Einwohner müssen  diese  gerne benutzen wollen und als echte Alternative zum PKW begreifen.  

 Die  Kürzungen  der  schwarz-gelben  Landesregierung  bei  Bussen  und  Bahnen werden wir zurücknehmen. Wir beginnen mit der Absicherung des Schülerverkehrs. Dies  ist  für  die  Aufrechterhaltung  des  Öffentlichen  Personennahverkehrs  (ÖPNV) insbesondere in ländlichen Gebieten wichtig.  

 Der ÖPNV muss sowohl in den Ballungsräumen als auch in der Fläche ein attraktiver Partner für die Menschen sein. Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass keine weiteren Bahnstrecken  still  gelegt  werden  und  unterstützen  die  Reaktivierung  bereits  still gelegter Strecken im öffentlichen Raum.

Wir  werden  die  Einführung  einer  Landesgesellschaft  Öffentlicher Personennahverkehr  prüfen.  Diese  könnte  die  Interessen  der  regionalen Verkehrsverbünde bündeln, um gegenüber externen Verhandlungspartnern wie der Deutschen Bahn stärker auftreten zu können. 

 Den  Schienenpersonennahverkehr  (SPNV)  wollen  wir  stärken  und  seine  Qualität verbessern.  Dazu  muss  der  Anteil  des  Landes  NRW  an  den Bundesregionalisierungsmitteln dem Bedarf entsprechend erhöht werden. 

 Mobilität  ist  ein Grundrecht. Deshalb werden wir, wie  schon  bisher,  die Einführung von Sozialtickets unterstützen.  

Wir wollen den Güterverkehr auf der Wasserstraße stärken. Dafür brauchen wir mit Unterstützung  des Bundes einen Ausbau unseres Kanalnetzes. Wir  setzen  uns  für eine  Novellierung  des  Hafensicherheitsgesetzes  auf  Landesebene  ein.  Die  von schwarz-gelb beabsichtigte Verlagerung von hoheitsrechtlichen Sicherheitsaufgaben auf  private  und  öffentliche  Hafeneigentümer  und  -betreiber  wurde  von  uns abgewendet.  Wir  brauchen  wettbewerbsfähige  Binnenhäfen  und  dürfen  sie  nicht schädigen.  Kommunen  sind  aufgefordert,  nicht  leichtfertig  Hafengebiete  in Wohngebiete umzuwandeln.  

 Den Dreiklang von Wasserstraße, Schiene und Straße wollen wir fördern.  

Nordrhein-Westfalen  ist  ökonomisch  abhängig  vom  niederländischen  Seehafen Rotterdam. Daher  ist  ein Ausbau  der Betuwe-Linie  dringend  nötig. Durch  den Bau des  dritten  Gleises  wird  die  Wettbewerbsfähigkeit  der  NRW-Wirtschaft  gestärkt. Gleichzeitig  wird  so  erst  die  Beseitigung  von  schienengleichen  Bahnübergängen durch  den  Bau  von  Unter-  und  Überführungen  sowie  von  Lärmschutz  für  die anwohnende  Bevölkerung  ermöglicht.  Wir  setzen  uns  für  die  weitestgehenden Sicherheitsstandards ein. 

Um  einer  einseitigen Abhängigkeit  durch den Rotterdamer Hafen  zu  entgehen  und weil  der  Antwerpener  Hafen  ein  besonders  wichtiger  ist,  brauchen  wir  eine leistungsfähige Schienenverkehrsverbindung von Antwerpen nach NRW. Diese muss zweigleisig  und  elektrifiziert  sein,  da  nur  so  Kapazitäten  geschaffen  werden,  die weiteren  LKW-Verkehr  vermeiden  helfen.  Am  ehesten  scheint  dies  eine Schienenverbindung  entlang  der  A  52  zu  gewährleisten.  Dieser Meinung  sind  alle vier Fraktionen des Landtags von Nordrhein-Westfalen. Der Bundesverkehrsminister ist nun aufgefordert, den erklärten Willen des Parlaments  in die Verhandlungen mit den  Königreichen  Belgien  und  Niederlande  einzubringen.  Die  Interessen  der Anwohner  sind  durch  die  Beseitigung  von  schienengleichen  Bahnübergängen  und Lärmschutz  zu  gewährleisten. Ebenfalls  ist  zu  prüfen,  ob  die Strecke  auch  für  den Personenverkehr genutzt werden kann.  

 Einen Börsengang der Deutschen Bahn AG lehnen wir ab.  

Noch  immer  gilt  das  Luftverkehrskonzept  2010,  das  unter  der  SPD-geführten Landesregierung  ausgearbeitet  worden  war,  unverändert.  Eine  Aktualisierung  ist geboten. Fluggäste, Beschäftigte, Anwohner und  Investoren müssen wissen, wohin die  Reise  in  der  Luftverkehrspolitik  geht.  Sie  brauchen  verlässliche Rahmenbedingungen. Wir werden das Luftverkehrskonzept 2010 im Dialog mit allen Beteiligten  überarbeiten  und weiterentwickeln. Der Grundgedanke  des  dezentralen Luftverkehrs  für  NRW  ist  und  bleibt  richtig.  Einen  Mega-Großflughafen  auf  der grünen Wiese lehnen wir ab. Es wird keine Direktsubventionen für Flughäfen geben.  

Wir  wollen  Innovationen  im  Verkehrsbereich  voranbringen.  Dazu  gehört,  dass  wir offen auch für ungewöhnliche Lösungen sein wollen. Dies schließt beispielsweise die Überprüfung  von  "Cargo-Cap"  und  anderer  Versuchsreihen  auf  Alltagstauglichkeit ein.  

